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des einzigartigen Ensembles eines her-
vorragenden Berufskollegen aus der 
vorletzten Jahrhundertwende im Auge 
haben müsse. Mit «dem, was vorhan-
den ist», meinten sie weniger Wagners 
Werk, sondern den aktuellen Flächen-
widmungsplan, der 2006 – schon im 
Hinblick auf eine mögliche Verbauung 
– beschlossen worden war. Der Flächen-
widmungsplan lässt eine 40-prozentige 
Verbauung in Bauklasse III (= 16 Meter 
Höhe bis zur Dachunterkante) zu.

In jedem Bürgerbeteiligungsverfah-
ren ist die Spaltung der Bürger_innen-
initiativen quasi angelegt. Die Erfah-
rung aus vielen Partizipationsprojekten 
in Wien zeigt, dass ein Teil der Aktiv-
bürger_innen vom ursprünglichen 
Zweck ihrer Gründung nicht abgehen 
will (im konkreten Fall: Privatisierung 
und Verbauung verhindern), während 
ein «realpolitisch» handeln wollender 
Teil durch seinen Verbleib im Bürgerbe-
teiligungsverfahren «das Ärgste verhin-
dern» will. Für beide Positionen gibt es 
treffliche Argumente; weil sie aber nicht 
miteinander vereinbar sind, bricht die 
Phalanx der Projektgegner_innen aus-
einander. So geschah es auch im Fall 
Steinhof.

Zusammen mit der «Bürgerbeteili-
gungsszene» (das sind die Professio-
nist_innen der Beteiligungsprozesse, 
Mediator_innen, Berater_innen usw.) 
schaffen die beteiligungsbereiten En-
gagierten die Illusion der gleichen Au-
genhöhe zwischen Mitgliedern der Zi-
vilgesellschaft und den Politiker_innen. 
Schon das Zahlenverhältnis schreibt je-
doch die Ungleichheit fest. In den übli-
chen Beteiligungsverfahren sitzen eine 
Handvoll Bürger_innen einer enormen 
Phalanx von Politiker_innen, Projekt-
betreiber_innen, Beamt_innen oder 
Architekt_innen gegenüber. Die Stein-
hof-Mediatoren versuchten (in wessen 
Auftrag eigentlich?), die Zahl der Mit-
glieder der Bürger_inneninitiative auf 
vier bis sechs zu begrenzen, was von den 
Betroffenen entrüstet abgelehnt wurde: 
«Als Privatpersonen hätten wir gegen-
über den gewieften Beamten und den 
ausgebildeten Fachleuten der Gegen-
seite ohnehin ein enormes Defizit», sagt 

Projektgegner Gerhard Hadinger. Ein 
anderes Beispiel: An der Umweltver-
träglichkeitsprüfung «Städtebauvorha-
ben Hauptbahnhof Wien» (eine weitere 
Form von gesetzlich geregelter Bürger-
beteiligung) nahmen rund einhundert 
Personen mit Parteienstellung teil. 
Nicht einmal zehn davon waren Pro-
jektgegner_innen, mehr wurden nicht 
zugelassen. Die Verpflichtung, während 
des Verfahrens auf eine Rückkopplung 
mit der Öffentlichkeit zu verzichten, 
trifft zudem die Bürger_inneninitiati-
ven ungleich schwerer als die Projekt-
betreiber_innen – denn der Widerstand 
braucht Öffentlichkeit, während der Ge-
genseite am großen Schweigen gelegen 
sein muss.

Die «gleiche Augenhöhe»  
ist immer nur PR

Ein Kompetenzzentrum für Theo-
rie und Praxis der Bürgerbeteiligung 
ist die in Wien ansässige Österreichi-
sche Gesellschaft für Umwelt und Tech-
nik (ÖGUT). In ihrem Partizipations-
Handbuch wird eine Liste von Gründen 
aufgeführt, warum Beteiligungsverfah-
ren manchmal an Grenzen stoßen. Als 
einer der Gründe wird eine «dauerhaf-
te Pattsituation» angeführt. Pattsituati-
onen werden als solche beschrieben, «in 
denen Positionen, Argumente und Wer-
te einander unvereinbar gegenüber ste-
hen», sodass gemeinsame, konsensuale 
Lösungen nach einem Aushandlungs-
prozess sich als unmöglich erweisen. 
Da die ÖGUT unter anderem Partizi-
pationsberatung verkauft, wird sie die 
positiven, potenziell demokratiever-
tiefenden Aspekte der Bürger_innen-
beteiligung überbetonen und die best 
practices zur Schau stellen. Die «Patt-
situationen» werden eher als Ausnah-
mesituationen dargestellt. 

Pattsituationen werden 
Standardsituationen

In Wirklichkeit werden sie im Zuge der 
Radikalisierung neoliberaler Stadtpo-
litik immer mehr zu Standardsituatio-
nen. Wie ist eine konsensuale Lösung 

vorstellbar, wenn die Aktivbürger_in-
nen eine aktive kommunale Bodenbe-
schaffungspolitik fordern, um künfti-
gen Stadtgenerationen ausreichenden 
stadtpolitischen Gestaltungsspielraum 
zu sichern, während die aktuelle Poli-
tik der forcierten Privatisierung nicht 
die kommenden Generationen, sondern 
die heutigen Investoren bedient? Und 
wie sollen gemeinsam akzeptierte Lö-
sungen mit einer Stadtverwaltung ver-
einbart werden können, die die Agenda 
der Stadtplanung längst den Akteuren 
des großen Geldes übertragen haben: 
Um ein letztes Mal das Beispiel des Ot-
to-Wagner-Spitals zu verwenden: Hier 
zeigt sich im Kleinen, wie die Stadtpla-
nung der Kompetenz der gewählten Ge-
meindemandatare entgleitet. Wer das 
Geld hat, hat das Recht auf die besten 
Lagen, die «besten Adressen» der Stadt, 
ohne dass dieses Privileg irgendwo ver-
schriftlicht ist. Der KAV braucht – unter 
dem Vorwand der Zentralisierung der 
Spitalsversorgung (zum Fall Kranken-
haus Nord mehr in der nächsten Folge) 
– das Otto-Wagner-Spital nicht mehr. 
Er hat von der Stadt das fragwürdige 
Recht erhalten, zur Verwertung des Ju-
gendstilensembles mitsamt seiner Park-
flächen private Interessenten zu finden. 
Er darf das ohne gemeinderätliche Zu-
stimmung machen (was bei der derzei-
tigen Zusammensetzung des Stadtparla-
ments ohnehin irrelevant ist, da es keine 
Opposition gegen den Usus der Ver-
scherbelung der Traumlagen gibt).

Im Rahmen der Kunstaktion «Lemo-
nibergpredigt gegen die Steinhof-Pri-
vatisierung» (wir berichteten in Nr. 
351) wurde auf eine Logik zurückge-
griffen, die der Neoliberalismus nicht 
mehr versteht: «Wenn der KAV das Ge-
lände nicht mehr für den Spitalsbetrieb 
braucht, muss er es an die Stadt zurück-
geben. Das heißt: an uns, die Bewoh-
ner_innen der Stadt. Uns würde vieles 
einfallen, um den Steinhof mit neuem 
Leben zu erfüllen.» Eine solche Positi-
on des unkorrumpierten Hausverstan-
des gälte im Mediationsverfahren zur 
Steinhofverbauung als nicht «verfah-
rensgegenständlich» ...

Robert Sommer
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Der Wider-
stand braucht 
Öffentlichkeit, 
während der 
Gegenseite 
am großen 
Schweigen 
gelegen sein 
muss
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